
Ergänzende Angaben nach §§ 289a und 315a HGB
Das Gezeichnete Kapital der Masterflex SE beträgt 9.752.460,00 Euro, eingeteilt in 9.752.460 
auf den Inhaber lautende Stammaktien in Form von nennwertlosen Stückaktien mit einem 
rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils 1,00 Euro je Aktie. Jede Aktie gewährt eine 
Stimme.

Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien betreffen, sind dem Vorstand 
der Gesellschaft nicht bekannt.

Direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die zum 31. Dezember 2023 10 % der Stimmrechte 
überschreiten, sind der Gesellschaft in zwei Fällen bekannt: 

• Die J.F. Müller & Sohn AG hält nach letzten Informationen 20,0 % der Aktien der Masterflex SE.
Dieser Investor ist eine in 6. Generation geführte Familien-Investmentholding mit breit diversi-
fizierten Investments, bevorzugt in etablierten mittelständischen Unternehmen in Europa.

• Bei der Grondbach GmbH handelt es sich um einen langfristig orientierten Investor aus Deutsch-
land, der nach letzter Kenntnis der Gesellschaft 20,01 % der Anteile an der Masterflex SE hält.

Es bestehen keine Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen.

Nach §  76 AktG sowie nach §  7 der Satzung der Masterflex SE besteht der Vorstand aus 
mindestens einer Person. Gemäß § 84 AktG und § 7 der Satzung ernennt der Aufsichtsrat den 
Vorstand und bestimmt die Zahl der Mitglieder. Dem Vorstand steht im Fall eines Kontrollwechsels 
unter bestimmten Voraussetzungen ein Sonderkündigungsrecht verbunden mit einer der Höhe 
nach begrenzten Abfindungszahlung zu.

Jede Satzungsänderung bedarf eines Beschlusses der Hauptversammlung. Der Beschluss der 
Hauptversammlung bedarf gemäß §  179 AktG einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel des 
bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals umfasst. Die Satzung kann eine andere 
Kapitalmehrheit, für eine Änderung des Gegenstands des Unternehmens jedoch nur eine größere 
Kapitalmehrheit bestimmen. Gemäß § 18 der Satzung werden Beschlüsse der Hauptversammlung, 
soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit gefasst. 
Falls das Gesetz außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung 

Erläuternder Bericht des Vorstands zu den Angaben gemäß § 289 und 315 HGB



vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt – soweit gesetzlich zulässig – die einfache Mehrheit 
des vertretenen Kapitals. Dies gilt auch für Änderungen der Satzung, wenn mindestens die Hälfte 
des Grundkapitals vertreten ist. Der Aufsichtsrat ist gemäß § 14 Absatz 5 der Satzung befugt, 
Änderungen der Satzung vorzunehmen, die nur ihre Fassung betreffen.

Erwerb eigener Aktien

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 19.  Mai 2021 wurde der Vorstand ermächtigt,   

• mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien im Umfang von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt
der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu
erwerben. Die erworbenen Aktien dürfen – zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich
im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach §§  71d und 71e AktG zuzurechnen sind –
zu keinem Zeitpunkt 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Die Ermächtigung
wurde am 20. Mai 2021 wirksam und gilt bis zum 19. Mai 2026. Die Ermächtigung darf nicht zum
Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden.

• Modalitäten des Erwerbs

• Der Erwerb erfolgt (1) über die Börse oder (2) mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten („öffentliches Angebot“).

• Beim Erwerb eigener Aktien über die Börse darf der Erwerbspreis je Aktie (ohne
Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft nicht um mehr als
10 % über- oder unterschreiten. Als maßgeblicher Börsenkurs im Sinne der Ermächtigung 
gilt der ungewichtete arithmetische Mittelwert der in den Schlussauktionen im
Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) ermittelten Börsenkurse der Aktien der Gesellschaft während der
letzten drei Börsentage vor dem Erwerb der Aktien.

• Erfolgt der Erwerb eigener Aktien über ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre
der Gesellschaft, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen
Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Börsenkurs der Aktien
der Gesellschaft nicht um mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Als maßgeblicher
Börsenkurs im Sinne dieser Ziffer (2) gilt der ungewichtete arithmetische Mittelwert
der in den Schlussauktionen im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) ermittelten Börsenkurse der Aktien
der Gesellschaft während des sechsten bis dritten Börsentages vor dem Tag der
Veröffentlichung des öffentlichen Angebots.

• Das Erwerbsvolumen kann begrenzt werden. Sollte bei einem öffentlichen Angebot das 
Volumen der angebotenen Aktien das vorgesehene Erwerbsvolumen überschreiten,
kann (i) die Annahme im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien (Andienungsquoten) 
anstatt nach dem Verhältnis der Beteiligung der andienenden Aktionäre an der
Gesellschaft (Beteiligungsquoten) erfolgen. Eine (ii) bevorrechtigte Annahme von
geringen Stückzahlen der zum Erwerb angebotenen bzw. angedienten Aktien der
Gesellschaft von bis zu 100 Stück je Aktionär kann vorgesehen werden sowie (iii) zur
Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach kaufmännischen
Grundsätzen erfolgen. Etwaige weitergehende Andienungsrechte von Aktionären sind
in den Fällen (i) bis (iii) ausgeschlossen.

• Verwendung eigener Aktien



• Der Vorstand kann die erworbenen eigenen Aktien unter Wahrung des Gleichbehandlungs
grundsatzes (§  53a AktG) veräußern. Insbesondere genügt dem eine Veräußerung über
die Börse oder mittels eines an sämtliche Aktionäre im Verhältnis ihrer Beteiligungsquoten
gerichteten Angebots.

• Der Vorstand wird weiter ermächtigt, die erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung des
Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Dritten in folgenden Fällen
anzubieten oder zu gewähren:

• gegen Barzahlung, wenn der vereinbarte Preis den Börsenpreis von Aktien der
Gesellschaft im Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet;

• im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen des (auch
mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an
Unternehmen, einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes, oder von
anderen mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden
einlagefähigen Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen die
Gesellschaft;

• zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten, die von der Gesellschaft oder einer
unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der Gesellschaft
bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen eingeräumt wurden, oder zur Erfüllung
von Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder
mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der Gesellschaft ausgegebenen
Schuldverschreibungen;

• als Belegschaftsaktien im Rahmen der vereinbarten Vergütung oder von gesonderten
Programmen an Mitarbeiter der Gesellschaft und mit ihr verbundene Unternehmen
(einschließlich Organmitgliedern); soweit eigene Aktien Mitgliedern des Vorstands
der Gesellschaft angeboten oder zugesagt sowie übertragen werden sollen, gilt diese
Ermächtigung für den Aufsichtsrat der Gesellschaft;

• zur Durchführung einer sog. Aktiendividende (scrip dividend) durch Veräußerung gegen 
vollständige oder teilweise Übertragung von Dividendenansprüchen von Aktionären.

• Die Ermächtigung gemäß vorstehender Ziffer (1) gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die
unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußerten eigenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht
übersteigen und zwar weder 10  % des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der Erteilung der
Ermächtigung besteht, noch 10  % des Grundkapitals, das im Zeitpunkt der Ausnutzung der
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts besteht. Auf die vorgenannte 10-%-Grenze
werden Aktien angerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz
4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben werden („Anrechnung“).
Wird eine ausgeübte andere Ermächtigung während der Laufzeit dieser Ermächtigung von der
Hauptversammlung erneuert, entfällt die Anrechnung aber in dem Umfang, in dem die erneuerte 
Ermächtigung die Ausgabe von Aktien unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder
entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG gestattet.

Die Aktien dürfen gemäß der vorstehenden Ziffer (1) nur zu einem Preis an Dritte veräußert 
werden, der den Börsenkurs von Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. Als maßgeblicher Börsenkurs gilt dabei der ungewichtete 
arithmetische Mittelwert der in den Schlussauktionen im Xetra-Handel an der Frankfurter 
Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) ermittelten Börsenkurse der 



Aktien der Gesellschaft während der letzten fünf Börsentage vor der Veräußerung der eigenen 
Aktien. 

Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats im Fall der Veräußerung von erworbenen eigenen Aktien im Rahmen eines an 
alle Aktionäre gerichteten Angebots für Spitzenbeträge auszuschließen. 

Der Vorstand wird ferner mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, die erworbenen 
eigenen Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Er ist im Rahmen 
der Einziehung zudem ermächtigt, die Einziehung von Stückaktien entweder mit oder 
ohne Kapitalherabsetzung vorzunehmen. Erfolgt die Einziehung von Stückaktien ohne 
Kapitalherabsetzung, so erhöht sich der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 
Absatz 3 AktG. Für diesen Fall ist der Vorstand des Weiteren ermächtigt, die Angabe der Zahl 
der Aktien der Gesellschaft in der Satzung anzupassen (§ 237 Absatz 3 Ziffer 3 AktG).

• Weitere Einzelheiten

• Die näheren Einzelheiten der jeweiligen Ermächtigungsausnutzung bestimmt der Vorstand.
Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, einzeln oder zusammen
ausgeübt werden. Die Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes sind
zu beachten, sofern und soweit diese Anwendung finden. Der Vorstand wird beim Erwerb
eigener Aktien die gesetzlichen Bestimmungen zur hypothetischen Bildung von Rücklagen
in Höhe der Aufwendungen für den Erwerb (§  71 Absatz 2 Satz 2 AktG) pflichtgemäß
beachten.

Vorstand und Aufsichtsrat haben von diesen Ermächtigungen im Jahr 2023 keinen Gebrauch 
gemacht. 

Die Gesellschaft hält derzeit 134.126 Stück eigene Aktien. Der rechnerische Nennwert der 
erworbenen eigenen Anteile am Grundkapital in Höhe von 134.126,00 Euro – dies entspricht einem 
Anteil von 1,38 % am Grundkapital – wurde vom Gezeichneten Kapital abgesetzt.

Die Aktien wurden in der Zeit von September 2004 bis Juli 2005 aufgrund entsprechender 
Hauptversammlungsbeschlüsse nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG erworben. Die Gesellschaft wurde 
durch Hauptversammlungsbeschlüsse vom 9. Juni 2004 bzw. vom 8. Juni 2005 ermächtigt, eigene 
Aktien mit einem höchstens auf diese Aktien entfallenden rechnerischen Anteil am Grundkapital 
von 450.000,00 Euro zu erwerben. Das waren 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum 
Zeitpunkt der jeweiligen Hauptversammlung, das damals insgesamt 4.500.000,00 Euro betrug. 
Die erworbenen Aktien durften – zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der 
Gesellschaft befanden oder ihr nach §§ 71a ff. AktG zuzurechnen waren – zu keinem Zeitpunkt 
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Die Ermächtigung durfte nicht zum Zwecke 
des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden.

Demnach weist die Masterflex SE ein Gezeichnetes Kapital in Höhe von 9.752.460,00 Euro aus.

Genehmigtes Kapital 

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Juni 2016 wurde der Vorstand unter Neufassung 
von § 4 Absatz 5 der Satzung ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 14. Juni 
2021 mit Zustimmung des Aufsichtsrats zusätzlich um bis zu 4.432.937 Euro durch einmalige 
oder mehrmalige Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautende Stückaktien gegen Bareinlagen 
und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2016). Das genehmigte Kapital 2016 
ist am 20.  Juli 2016 in das Handelsregister der Gesellschaft eingetragen worden. Bestandteil 
des genehmigten Kapital 2016 war unter anderem eine Ermächtigung des Vorstands, mit 



Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß §  186 Absatz 3 Satz 4 
AktG bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag 
der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet und die in Ausnutzung 
dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien insgesamt 10  % des 
Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung.

Am 15.  März 2017 hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, das 
genehmigte Kapital 2016 teilweise auszunutzen und das Grundkapital der Gesellschaft unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 203 Absatz 2, 186 Absatz 3 Satz 4 AktG 
von 8.865.874 Euro um 886.586 Euro auf 9.752.460 Euro durch Ausgabe von 886.586 neuen, auf 
den Inhaber lautenden Stückaktien mit Gewinnbezugsrecht ab 1. Januar 2016 gegen Bareinlage 
zu erhöhen. Dies entspricht einer Erhöhung des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und zugleich 
im Zeitpunkt der Ausnutzung des genehmigten Kapital 2016 bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft von 10 %. Die Kapitalerhöhung wurde sodann am 21. März 2017 in das zuständige 
Handelsregister für die Gesellschaft eingetragen, sodass seit diesem Zeitpunkt das Grundkapital 
der Gesellschaft 9.752.460 Euro beträgt. Das genehmigte Kapital 2016 bestand danach aufgrund 
der dargestellten teilweisen Ausnutzung nun noch in einem Umfang von 3.546.351 Euro.

Eine Ausgabe von Aktien gegen Bareinlage darf unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG nur erfolgen, wenn der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts
ausgegebenen neuen Aktien entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreitet, was bei der Kapitalerhöhung vom März 2017 der Fall war, 
womit aber die damals bestehende Ermächtigung insoweit voll umfänglich ausgeschöpft wurde 
und weshalb dann noch ein zusätzliches genehmigtes Kapital 2017 ergänzt wurde.

Das Genehmigte Kapital 2016 ebenso wie das Genehmigte Kapital 2017 liefen zum 21. Juni 2021 aus, 
weshalb mit Beschluss der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 die bisherigen Kapitalbeschlüsse 
aufgehoben wurden.

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 wurde der Vorstand ermächtigt, das 
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 15. Mai 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis 
zu 4.876.230 Euro durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 4.876.230 auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2021). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Die neuen Aktien sind den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Die neuen Aktien können auch von einem Kreditinstitut oder 
einem nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des Gesetzes über das 
Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

• für Spitzenbeträge;

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere

• zur Gewährung von Aktien im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder
im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an
Unternehmen, einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes, oder von anderen
mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden einlagefähigen
Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft,

• zum Erwerb von sonstigen Vermögensgegenständen oder von Ansprüchen auf den Erwerb
von Vermögensgegenständen sowie



• zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), bei der den
Aktionären angeboten wird, ihnen zustehende Dividendenansprüche wahlweise (ganz oder
teilweise) als Sacheinlagen gegen Gewährung neuer Aktien in die Gesellschaft einzulegen;

• bei Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten 
Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht
wesentlich unterschreitet;

• um Inhabern oder Gläubigern von mit Options- oder Wandlungsrechten auf Aktien der
Gesellschaft bzw. mit entsprechenden Options- oder Wandlungspflichten verbundenen
Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der Gesellschaft ausgegeben wurden oder werden, ein
Bezugsrecht auf neue Aktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen
nach Ausübung ihrer Options- bzw. Wandlungsrechte oder nach Erfüllung von Options- bzw.
Wandlungspflichten als Aktionär zustehen würde.

Die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlagen ausgegebenen 
Aktien darf 20  % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser 
Wert geringer ist – des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals nicht übersteigen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge wird 
auf diese 20-%-Grenze nicht angerechnet. Auf die vorgenannte 20-%-Grenze werden Aktien 
angerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund anderer Ermächtigungen 
unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben werden („Anrechnung“). Als 
Ausgabe von Aktien in diesem Sinne gilt auch die Ausgabe bzw. Begründung von Options- oder 
Wandlungsrechten bzw. -pflichten auf Aktien der Gesellschaft aus von der Gesellschaft oder 
von ihren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften ausgegebenen 
Schuldverschreibungen, wenn die Schuldverschreibungen aufgrund einer entsprechenden 
Ermächtigung während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben werden. Wird eine ausgeübte andere Ermächtigung während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung von der Hauptversammlung erneuert, entfällt die Anrechnung aber in dem Umfang, 
in dem die erneuerte Ermächtigung die Ausgabe von Aktien unter Bezugsrechtsausschluss 
gestattet.

Die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bareinlagen gemäß Unterpunkt c) 
ausgegebenen Aktien darf 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls 
dieser Wert geringer ist – des im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals nicht übersteigen. 

Auf die vorgenannte 10-%-Grenze werden Aktien angerechnet, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss veräußert oder ausgegeben werden („Anrechnung“). 
Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Options- oder 
Wandlungspflicht ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts von der 
Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der 
Gesellschaft in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 
Wird eine ausgeübte andere Ermächtigung während der Laufzeit dieser Ermächtigung von der 
Hauptversammlung erneuert, entfällt die Anrechnung aber in dem Umfang, in dem die erneuerte 
Ermächtigung die Ausgabe von Aktien unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG gestattet. 

Von der vorstehenden Ermächtigung hat der Vorstand bislang keinen Gebrauch gemacht.



Bedingtes Kapital 

Die Hauptversammlung der Gesellschaft hat den Vorstand am 28.  Mai 2019 ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 27.  Mai 2024 einmalig oder mehrmals auf den 
Inhaber oder auf den Namen lautende Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen im 
Gesamtnennbetrag von bis zu 60.000.000,00 Euro auszugeben. Die Aktionäre haben auf von 
der Gesellschaft begebene Schuldverschreibungen grundsätzlich ein gesetzliches Bezugsrecht. 
Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder den 
Mitgliedern eines Konsortiums von Kreditinstituten oder von Kreditinstituten nach § 186 Absatz 
5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen in folgenden Fällen 
auszuschließen:

• für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsrechtsverhältnisses ergeben;

• sofern die Schuldverschreibungen gegen Barleistungen ausgegeben werden und der
Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten
theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Diese
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen mit
Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr 
als 10 % des Grundkapitals entfällt und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung 
eigener Aktien anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend §  186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner
sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser
Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

• sofern die Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen ausgegeben werden und der Wert
der Sachleistung im Vergleich zu dem nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen 
ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht unangemessen
niedrig ist.

Die Summe der Aktien, die an Inhaber von Schuldverschreibungen, welche nach dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, darf unter Anrechnung 
der Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital oder 
aus einem Bestand eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen ausgegeben werden, insgesamt 20  % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft oder – falls dieser Wert 
geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung nicht übersteigen, wobei 
Bezugsrechtsausschlüsse für Spitzenbeträge unberücksichtigt bleiben. Die Ausgabe von 
Bezugsrechten oder Aktien im Rahmen von Aktienoptionsprogrammen, die derzeit bei der 
Gesellschaft nicht bestehen, stellt keinen Bezugsrechtsausschluss in diesem Sinne dar. 

Den Inhabern bzw. Gläubigern von Options- und Wandelschuldverschreibungen (nachfolgend 
gemeinsam „Inhaber“) können Options- bzw. Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 4.876.230 
neue, auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von insgesamt bis zu 4.876.230,00 Euro nach näherer Maßgabe der Bedingungen 
der Schuldverschreibungen gewährt oder es können Wandlungspflichten in entsprechender Höhe 
begründet werden. Zur Bedienung dieser Rechte bzw. Verpflichtungen wurde das Grundkapital 
der Gesellschaft durch Beschluss der Hauptversammlung vom 28. Mai 2019 bedingt erhöht. 



Von der am 28. Mai 2019 erteilten Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen hat der Vorstand bislang keinen Gebrauch gemacht.

Die Gesellschaft hat keine Mitarbeiterbeteiligungsprogramme aufgelegt. Soweit Arbeitnehmer 
der Gesellschaft sich auf andere Weise am Grundkapital der Gesellschaft beteiligt haben, ist 
dem Vorstand nicht bekannt, dass diese die ihnen zustehenden Kontrollrechte nicht wie andere 
Aktionäre unmittelbar nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen der 
Satzung ausüben können.

Zur Sicherstellung ihrer Unabhängigkeit haben die Vorstandsmitglieder im Fall eines 
Kontrollwechsels im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes (WpÜG) unter 
engen Voraussetzungen Anspruch auf eine Abfindung.

Für den Fall eines Kontrollwechsels enthält der bestehende Konsortialkreditvertrag als 
Bestandteil einer guten Corporate Governance ein marktübliches Kündigungsrecht der beteiligten 
Kreditinstitute.

Gelsenkirchen, 26. März 2024

Dr. Andreas Bastin			 Mark Becks
Vorstandsvorsitzender Finanzvorstand
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